
Satzung 

des Vereins „Deutsch-Französischer Kindergarten Essen e.V.“ 

§1 
Name, Sitz, Geschäftsjahr 

Absatz 1: 	 Der Verein trägt den Namen „Deutsch-Französischer Kindergarten Essen 		 	
	 	 e.V“ (École maternelle franco-allemande). 

Absatz 2: 	 Sitz des Vereins und Erfüllungsort ist Essen. 

Absatz 3: 	 Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

§2 
Zweck des Vereins 

Absatz 1: 	 Zweck des Vereins ist die Förderung der Jugendhilfe, sowie die sozialpädagogische 
	 	 Betreuung von Kindern und Förderung der französischen Sprache und Kultur. 

 	 	 Der Verein fungiert als Träger des in Essen bestehenden Deutsch-Französischen 		
	 	 Kindergartens. Er vertritt die Interessen des Kindergartens und verwaltet die für 	 	
	 	 den Unterhalt des Kindergartens zur Verfügung gestellten Mittel. 

	 	 Aufgabe des Vereins ist es, den Kinder die Gelegenheit zu geben, sich durch Spiel, 	
	 	 Gesang und Kontakt mit der französischen Sprache und Kultur vertraut zu 	 	
	 	 machen. Zudem soll der Austausch zwischen deutsch- und französischsprachigen 	
	 	 Kindern gefördert werden. 

Absatz 2: 	 Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 	
	 	 des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabeordnung. 

	 	 Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke. 

	 	 Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 	 	
	 	 werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. 
	 	  
	 	 Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder 	
	 	 durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

	 	 




§3  
Mitgliedschaft 

Absatz 1: 	 Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden, die seine Ziele 		 	
	 	 unterstützt (§2). 

	 	 Aktive, stimmberechtigte Mitglieder sind solche, deren Kind den Deutsch-	 	
	 	 Französischen Kindergarten besucht. Nur solche Kinder sind zum Besuch des 	 	
	 	 Kindergartens berechtigt, deren erziehungsberechtigte Mitglieder des Vereins sind 	
	 	 und den Betreuungsvertrag mit dem Kindergarten in der jeweils gültigen Fassung 	
	 	 geschlossen haben. 

	 	 Neben den aktiven Mitgliedern können Personen dem Verein als fördernde 	 	
	 	 Mitglieder beitreten, oder nach Ausscheiden ihrer Kinder aus dem Kindergarten 		
	 	 Vereinsmitglied bleiben. Dieser passiven Mitgliedschaft verbleibt jedoch kein 	 	
	 	 Stimmrecht. 

Absatz 2: 	 Über den Antrag auf Aufnahme in den Verein entscheidet der Vorstand. Gegen die 	
	 	 Ablehnung der Aufnahme kann die Mitgliederversammlung angerufen werden, die 	
	 	 mit Dreiviertel der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder die Aufnahme in den 
	 	 Verein beschließen kann. 

Absatz 3: 	 Die Mitgliedschaft endet: 

	 	 a) als aktive Mitgliedschaft durch die Herausnahme des Kindes aus dem 	 	 	
	 	 Kindergarten. Die Abmeldung des Kindes muss mit einer Frist von 4 Wochen zum 	
	 	 Ende des laufenden Quartals erklärt werden, mit Ausnahme des zweiten Quartals in 
	 	 dem die Kündigung nur zum Ende des Kindergartenjahres erklärt werden kann. 
	 	  
	 	 b) als passive Mitgliedschaft durch schriftliche Kündigung mit dreimonatiger Frist zu 
	 	 Kalenderjahresende. 

	 	 c) mit sofortiger Wirkung durch Beschluss des Vorstandes, sofern ein Mitglied 	 	
	 	 gegen die Ziele und Interessen des Vereins schwer verstoßen hat oder trotz 	 	
	 	 Mahnung mit dem Beitrag für mindestens zwei Monate im Rückstand bleibt. 

Dem Mitglied muss vor der Beschlussfassung durch den Vorstand Gelegenheit zur schriftlichen 
Äußerung gegeben werden. Der Ausschluss ist schriftlich mitzuteilen. Der/die Ausgeschlossene 
kann innerhalb eines Monats nach Zustellung der schriftlichen Mitteilung beim Verein Beschwerde 
einlegen. Über die Beschwerde entscheidet die Mitgliederversammlung endgültig. 

§4 
Mitgliedsbeiträge 

Die Mitglieder zahlen Beiträge nach Maßgabe eines Beschlusses der Mitgliederversammlung. 



§5 
Organe des Vereins 

a) der Vorstand 
b) der Beirat 
c) die Mitgliederversammlung 

§6 
Der Vorstand 

Absatz 1: 	 Der Vorstand besteht aus vier Mitgliedern: 

a) dem/der Vorsitzenden 
b) dem/der stellvertretenden Vorsitzenden  
c) dem/der Schriftführenden 
d) dem/der Kassenwart:in 

	 	 Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer 	 	
	 	 eines Jahres gewählt und können jederzeit von der Mitgliederversammlung wieder 	
	 	 abgerufen werden. Die Wiederwahl eines Vorstandsmitgliedes ist möglich. 

	 	 Die jeweils amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben auch nach Ablauf ihrer 	 	
	 	 Amtszeit so lange im Amt, bis ihre Nachfolger gewählt sind und ihre Amtstätigkeit 	
	 	 aufnehmen können. 

	 	 Nach Beendigung der aktiven Mitgliedschaft und Beibehaltung der passiven 	 	
	 	 Mitgliedschaft ist die Wiederwahl eines Vorstandsmitgliedes noch einmal zulässig. 	
	 	 Die Wiederwahl des/der Kassenwart:in ist auch während passiver Mitgliedschaft 		
	 	 wiederholt zulässig. 

Absatz 2: 	 Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung jeweils in einem 	
	 	 besonderen Wahlgang schriftlich und geheim gewählt. 

Absatz 3: 	 Vorstand im Sinne des §26 BGB sind der/die Vorsitzende, sein/ihr:e Stellvertreter:in 
	 	 und der/die Kassenwart:in. Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch 	
	 	 zwei Mitglieder des Vorstandes, darunter der/die Vorsitzende oder stellvertretende 	
	 	 Vorsitzende vertreten. 

Absatz 4: 	 Dem Vorstand im Sinne des §26 BGB obliegt die Führung der laufenden Geschäfte 
	 	 des Vereins. Er beruft Elternversammlungen ein und erledigt die laufenden 	 	
	 	 Verwaltungsaufgaben, soweit er sie nicht übertragen hat. 

Absatz 5: 	 Beschlüsse des Vorstandes können bei der Eilbedrüftigkeit auch schriftlich oder 	 	
	 	 fernmündlich gefasst werden, wenn kein Vorstandsmitglied widerspricht. 



Absatz 6: 	 Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- und Finanzbehörden aus 	 	
	 	 formalen Gründen verlang werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen. 	 	
	 	 Derartige Satzungsänderungen sind spätestens bei der nächsten ordentlichen 	 	
	 	 Mitgliederversammlung dieser zur Genehmigung vorzulegen. 

Absatz 7: 	 Zu wichtigen Angelegenheiten des Vereins und des Kindergartenbetriebes ist ein 	
	 	 Mehrheitsbeschluss des Vorstandes herbeizuführen. Bei Stimmengleichheit 	 	
	 	 entscheidet die Stimme des/der Vorsitzenden. 

§7 
Beirat 

Absatz 1: 	 Der Beirat besteht aus: 
	  

a) dem/der Leiter:in des Kindergartens 
b) dem/der stellvertretende:n Leiter:in des Kindergartens 
c) den gewählten Elternvertretern jeder Kindergartengruppe 

Absatz 2: 	 Der Beirat hat die Aufgabe, den Vorstand in wichtigen Vereinsangelegenheiten zu 	
	 	 beraten. 

	 	 Insbesondere muss der Beirat in Kenntnis gesetzt und zu Rate gezogen werden 	 	
	 	 über: 

•   Aufnahme in den Kindergarten 
•   Einstellung und Entlassung von Mitarbeiter:innen des Kindergartens 
•   Einzelinvestitionen von mehr als 500€ 
•   grundlegenden Änderungen des Mietvertrages  

Absatz 3: 	 Mindestens einmal im Halbjahr soll eine Sitzung des Beirats stattfinden. Der Beirat 	
	 	 wird von dem/der Vorsitzenden oder dem/der stellvertretenden Vorsitzenden des 	
	 	 Vereins schriftlich oder fernmündlich mit einer Frist von mindestens einer Woche 	
	 	 einberufen. Einer Mitteilung der Tagesordnung bedarf es nicht. 

	 	 Der Beirat muss einberufen werden, wenn mindesten zwei Beiratsmitglieder die 		
	 	 Einberufung schriftlich vom Vorstand verlangen. Wird dem Verlangen innerhalb 	 	
	 	 einer Frist von zwei Wochen nicht entsprochen, sind die Beiratsmitglieder, die die 	
	 	 Einberufung vom Vorstand verlangt haben, berechtigt, selbst den Beirat 	 	 	
	 	 einzuberufen. 

	 	 Zu den Sitzungen des Beirats haben alle Vorstandsmitglieder Zutritt, auch das 	 	
	 	 Recht zur Diskussion, aber kein Stimmrecht. Die Vorstandsmitglieder sind von den 	
	 	 Sitzungen des Beirates zu verständigen. 

	 	 Die erschienenen Beiratsmitglieder bestimmen den Sitzungsleiter. 



	 	 Der Beirat bildet seine Meinung durch Beschlussfassung. Bei der Beschlussfassung 	
	 	 entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei 	 	
	 	 Stimmengleichheit ist die Mitgliederversammlung anzurufen. 

	 	 Die Beschlüsse des Beirates sind zu Beweiszwecken in einen Beschlussbuch 	 	
	 	 einzutragen und vom jeweiligen Sitzungsleiter zu unterschreiben. 

§8 
Mitgliederversammlung 

Absatz 1: 	 Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich für folgende Angelegenheiten 	 	
	 	 zuständig: 

a) Genehmigung des vom Vorstand vorzulegenden Haushaltplanes für das 
nächste Geschäftsjahr 

b) Entgegennahme des Jahresberichtes durch den Vorstand 
c) Entlastung des Vorstandes 
d) Wahl des Vorstandes 
e) Entlastung des/der Rechnungsprüfer:in 
f) Beschlussfassung über die Beschwerde gegen die Ablehnung eines 

Aufnahmeantrages sowie über die Beschwerde gegen einen 
Ausschließungsbeschluss des Vorstandes  

g) Satzungsänderungen 
h) Auflösung des Vereins 

	 	 Jahresabrechnung und Jahresbericht des Vorstandes sind der 	 	 	 	
	 	 Mitgliederversammlung schriftlich vorzulegen. 

	 	 Die Mitgliederversammlung bestellt einen oder zwei Rechnungsprüfer:innen, die 	
	 	 dem Vorstand noch angehören dürfen, um unangemeldet die Buchführung 	 	
	 	 einschließlich des Jahresabschlusses zu prüfen und über das Ergebnis vor der 	 	
	 	 Mitgliederversammlung zu berichten. 

Absatz 2: 	 Die Mitgliederversammlung ist einmal jährlich im ersten Quartals des 	 	 	
	 	 Kalenderjahres von dem/der Vorsitzenden oder seinem/ihrem Stellvertreter unter 	
	 	 Mitteilung der Tagesordnung einzuberufen. Die Einladung, die die Tagesordnung 	
	 	 enthalten muss, soll mindestens zwei Wochen vor dem Tag der Versammlung den 	
	 	 Mitgliedern zugeleitet werden. 

	 	 Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn das Interesse 	
	 	 des Vereins es erfordert oder die Einberufung von einem Drittel sämtlicher 	 	
	 	 Vereinsmitglieder unter der Angabe der Gründe vom Vorstand verlangt wird. 

Absatz 3: 	 Die Leitung der Mitgliederversammlung obliegt dem/der Vorsitzenden des 	 	
	 	 Vorstandes oder seinem/ihrem Stellvertreter, die die Versammlungsleitung an ein 	
	 	 anderes Mitglied des Vorstandes delegieren können. 



	 	 Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den/die Leiter:in. 

	 	 Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlganges und der 	
	 	 vorhergehenden Diskussion einem/einer Wahlleiter:in übertragen werden, der/die 	
	 	 nicht zum amtierenden Vorstand gehören soll. 

	 	 Der/die Protokollführende wird von dem/der Versammlungsleiter:in bestimmt. 

	 	 In der Mitgliederversammlung fällt auf jedes im Kindergarten befindliche Kind eine 	
	 	 Stimme. Sofern mehrere Sorgeberechtigte eines Kindes an der Versammlung 	 	
	 	 teilnehmen, stimmen sie nur mit einer Stimme. Nimmt nur ein Sorgeberechtigter 	
	 	 mehrerer Kinder des Kindergartens an der Versammlung teil, entfällt auf ihn die 	 	
	 	 entsprechenden Stimmenzahl. 

	 	 Jedes Mitglied kann sich durch ein anderes  ordentliches Vereinsmitglied vertreten 	
	 	 lassen, sofern eine schriftliche Vollmacht vorgelegt wird. Die Bevollmächtigung ist 	
	 	 für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein Mitglied darf jedoch 	 	
	 	 nicht mehr als drei fremde Stimmen vertreten. 

	 	 Die satzungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn 	
	 	 mehr als die Hälfte der möglichen Stimmen persönlich anwesend sind oder durch 	
	 	 Vollmacht in zulässiger Weise vertreten wird. 

	 	 Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand verpflichtet, innerhalb von vier Wochen 	
	 	 eine zweite Mitgliederversammlung mit derselben Tagesordnung einzuberufen. 	 	
	 	 Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder und vertretenen 	
	 	 Stimmen beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung besonders hinzuweisen. 

	 	 Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse im allgemeinen mit einfacher 	 	
	 	 Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben daher 	
	 	 außer Betracht. 

	 	 Zur Änderung der Satzung, zur Auflösung des Vereins, sowie im Falle des §3, 	 	
	 	 Absatz 2 und Absatz 3c) und §9 ist jedoch die Mehrheit von Dreiviertel der 	 	
	 	 abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Zur Festsetzung der Beiträge sind 		
	 	 zwei Drittel der Stimmen der anwesenden Mitglieder erforderlich. 

	 	 Für Wahlen gilt Folgendes: 

	 	 Hat im ersten Wahlgang kein:e Kandidat:in die Mehrheit der abgegebenen 	 	
	 	 gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den Kandidat:innen statt, 
	 	 welche die beiden höchsten Stimmzahlen erreicht haben. 

	 	 Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das 
	 	 von dem/der jeweiligen Versammlungsleiter:in und dem/der Protokollführer:in zu 	
	 	 unterzeichnen ist. Es soll folgende Feststellung enthalten: Ort und Zeit der 	 	
	 	 Versammlung, die Person des/der Versammlungsleiter:in und des/der 	 	 	
	 	 Protokollführer:in, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die Tagesordnung, die 	 	



	 	 einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung. Bei 	 	 	
	 	 Satzungsänderungen soll der genaue Wortlaut angegeben werden. 

§9 
Mitgliederversammlung 

Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung beim 
Vorstand schriftlich beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung 
gesetzt werden. Der/die Versammlungsleiter:in hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die 
Tagesordnung entsprechend zu ergänzen. 

Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung gestellt 
werden, beschließt die Mitgliederversammlung. 

§10 
Auflösung des Vereins und Anfallberechtigung 

Absatz 1: 	 Der Verein kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aufgelöst werden. 		
	 	 Der Auflösungsantrag kann vom Vorstand der Mitgliederversammlung unterbreitet 	
	 	 werden. Der Antrag kann von mindestens der Hälfte der Mitglieder gestellt 	 	
	 	 werden. 

	 	 Die Auflösung findet nur statt, wenn mindestens die Hälfte aller Mitglieder 	 	
	 	 anwesend ist und Dreiviertel der Anwesenden ihre Zustimmung erteilen. Ist die 	 	
	 	 Versammlung nicht beschlussfähig, so muss innerhalb von vier Wochen eine neue 	
	 	 Mitgliederversammlung einberufen werden, die ohne Rücksicht auf die Zahl der 		
	 	 Erschienen mit Dreiviertelmehrheit die Auflösung beschließen kann. 

Absatz 2: 	 Im Fall der Auflösung findet eine Liquidation statt, die der zuletzt amtierende 	 	
	 	 Vorsitzende als Liquidator durchzuführen hat. Das Vermögen des Vereins fällt zu 		
	 	 gleichen Teilen der Société Philanthropique Française Düsseldorf und dem 	 	
	 	 Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband Nordrhein-Westfalen zu. Für den Fall, 	
	 	 dass die Société Philanthropique Française nicht mehr bestehen sollte, fällt das 	 	
	 	 Vermögen dem Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband Nordrhein-Westfalen 	
	 	 zu, der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige oder mildtätige 	 	
	 	 Zwecke zu verwenden hat. 


